
  



Gesetzliche Rentenversicherung

 Versicherungspflicht 
 Äquivalenzprinzip
 Paritätsprinzip
 Generationenvertrag
 Umlageverfahren



Rentenmythen
 Das Rentensystem weckt mit seinem großen finanziellen Umfang 

entsprechende Begehrlichkeiten: Die Rentenzahlungen in 
Deutschland betrugen 2024 13 576 081Euro.

 Wo soll das Geld stattdessen hin?

 Militär

 Industriesubventionen

 Finanzmärkte

 (Viele) Medien folgen dem negativen Diskurs über die Renten und 
verstärken ihn: „Renten-Verrat: Experte schlägt Alarm – Alte leben auf 
Kosten der Jungen – ohne Reform droht 'Finanzschock'“ (merkur.de)

 Das Rentensystem hat eine eigene, nicht marktförmige Logik: Es fehlt das Wissen

 Wirtschaftsjournalisten sind (oft) ökonomische Ideologen

 Medien und Journalist*innen haben und bedienen politische Interessen



Demografische Mythen

 Rentenbezugszeiten werden immer länger 
 Wir werden alle immer älter
 Immer weniger Junge müssen die Alten 

finanzieren
 Der Altenquotient steigt
 Demografische Prognosen



Wirtschaftliche Mythen

 Renten müssen durch Steuern aufgestockt 
werden

 Alte leben auf Kosten der Jungen
 Wenige Stellschrauben
 Renten belasten die Wettbewerbsfähigkeit der 

Wirtschaft
 Rentengeschenke („Rente mit 63“) sind zu 

teuer



Problemanalyse: Rente

 Problem:

Umlageverfahren – versicherungsfremde Leistungen – niedrige Löhne – 
Demografie 

 Geplante Verschlechterung:

Streichung der abschlagsfreien Rente nach 45 Versicherungsjahren – 
Erhöhung des Renteneintrittsalters – Kapitalrente – geringere 
Rentensteigerung – höhere Freibeträge für Zuverdienst – stärkere Rolle der 
Betriebsrenten

 Attac Vorschläge:

alle versicherungsfremden Leistungen aus Steuermitteln

Einwohner*innenversicherung: alle Personen – alle Einkommen – armutsfeste 
Mindesterente – Umverteilungskomponente 



  

Sieben Einkunftsarten

 Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft
 Einkünfte aus Gewerbebetrieb
 Einkünfte aus selbständiger Arbeit
 Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit
 Einkünfte aus Kapitalvermögen
 Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung
 Sonstige Einkünfte im Sinne des § 22 EStG

Renten GRV, sonstige Renten, Altersvorsorgeverträge, Unterhalts-
leistungen, Diäten, Veräußerungsgeschäfte incl. Kryptowährungen 
und Immobilien (Freigrenze 1000 €)



Problemanalyse: Gesundheit

 Problem:

wirtschaftliche, nicht gesundheitspolitische Logik: DRGs – 
Krankenhauskonzerne – Bestandsinvestitionen – iMVZ 

 Geplante Verschlechterung:

keine verbindlichen Personalvorgaben – keine Refinanzierung von 
Lohnerhöhungen – Wiedereinführung Praxisbudgets – keine 
kostendeckende Finanzierung von Grundsicherungsempfänger*innen – 
höhere Zuzahlungen zu Medikamenten – geringere Erstattung bei 
Zahnersatz – Streichung der Mitversicherung

 Attac Vorschläge:

Einwohner*innenversicherung = Abschaffung der PKV – volle Finanzierung 
Grundsicherung – keine Zuzahlungen – verbindliche Personalstandards – 
Gewinnverbot für Kliniken – strenge Regulierung der MVZ



Problemanalyse: Pflege

 Problem:

Zu wenig, schlecht bezahltes und überfordertes Personal – häufig häusliche 
Pflege durch, meist weibliche, Angehörige oder, ebenfalls schlecht bezahlte, 
ausländische Angestellte – unbezahlbare Heimkosten

 Geplante Verschlechterung:

Weniger Rentenpunkte für pflegende Angehörige – Streichung der 
Aufstockungsmöglichkeit der eigenen Rente bei Pflegetätigkeit – Streichung 
des Entlastungsbetrags bei Pflegegrad 1 – Erschwerung des Erreichens 
höherer Pflegegrade – längere Selbstzahlung der Heimpflege 

 Attac Vorschläge:

Kostendeckung nach dem Sachleistungsprinzip = Vollversicherung – 
Ausschluss gewinnorientierter Investoren



Problemanalyse: Steuern

 Problem:

Steuerentlastungen – keine Vermögen-, kaum Erbschaftssteuer – Steuerflucht 
– Steuerhinterziehung – fehlende Steueraufsicht – bankrotte Kommunen

 Geplante Verschlechterung:

alle Sozialkürzungen werden mehr Armut schaffen und damit mehr Kosten vor 
allem für die Kommunen

 Attac Vorschläge:

konsequentes Eintreiben von Steuerschulden – höherer Spitzensteuersatz – 
progressiv ansteigende Vermögen- und Erbschaftssteuer (geht an die 
Länder) – höhere Einkommen für die Armen



Problemanalyse: Grundsicherung

 Problem:

2024: Bürgergeld nur 4 % des Sozialetats, aber 5.5 Mio. Betroffene, davon 25 
% Kinder, von den Übrigen ca. die Hälfte in Studium, Ausbildung, 
Maßnahmen, Pflegearbeit, Erwerbsarbeit

 Geplante Verschlechterung:

(zu) niedrige Regelsätze – härtere und schnellere Sanktionen – keine 
Refinanzierung von Wohn- und Heizkosten

 Attac Vorschläge:

Erhöhung der Regelsätze – Kindergrundsicherung – Mindestrente – keine 
Bedürftigkeitsprüfung – Abschaffung Asylbewerberleistungsgesetz



Problemanalyse: Wohnen

 Problem:

Mieten und Immobilienpreise steigen schneller als die Einkommen: 
Niedriglohnpolitik – fehlende Sozialwohnungen – Gentrifizierung –  
Immobilienspekulation

 Geplante Verschlechterung:

keine Umsetzung des Berliner Volksentscheids – Versuch, solche Pläne 
grundsätzlich zu verbieten

 Attac Vorschläge:

Förderung öffentlicher und genossenschaftlicher Wohnungen – 
Vergesellschaftung profitorientierter Wohnungsgesellschaften – wirksamer, 
dauerhafter und flächendeckender Mietendeckel



Problemanalyse: Geschlechtergerechtigkeit

 Problem:

Trotz formaler Gleichberechtigung sind die gesellschaftlichen Ressourcen 
geschlechtshierarchisch verteilt: Frauen arbeiten mehr in schlecht bezahlten 
Berufen, werden in allen Berufen schlechter bezahlt, leisten mehr 
Sorgearbeit, erhalten weniger Rente, sind öfter arm.

 Geplante Verschlechterung:

Reduzierung der Bezugsdauer von Elterngeld auf 12 (bzw. 9) Monate – 
Unterhaltsvorschuss nur noch bis 16 Jahre – Rentenkürzung für Pflegearbeit 
– Streichung des Sofortzuschlags

 Attac Vorschläge:

Arbeitszeitverkürzung – gleiche(re) Arbeitseinkommen z. B. durch 
überproporzionale Lohnerhöhungen in „Frauenberufen“ – Quotierung in 
Führungspositionen – bessere Betreuungsmöglichkeiten



Problemanalyse: Arbeitszeit

 Problem:

„Wir müssen in diesem Land wieder mehr und vor allem effizienter arbeiten!“ 
(Friedrich Merz; Regierungserklärung Mai 2025)

 Geplante Verschlechterung:

Abschaffung der täglichen Regel- und Höchstarbeitszeit – mehr Überstunden 
durch höhere Zuschläge – Aufweichung der Sonntagsruhe

 Attac Vorschläge:

Umfassende Verkürzung der (Wochen-)Arbeitszeit auf 28 bzw. 32 Stunden als 
Regelvollzeit für alle – voller Lohnausgleich für untere und mittlere 
Einkommen – voller Personalausgleich



Fazit

Außerhalb von Gesundheit und Rente richten sich die von der Koalition 
angestrebten Einsparungen bei sozialen Leistungen sehr gezielt 
gegen Personengruppen mit hohem Armutsrisiko.

Selbst bei vorsichtiger Schätzung muss daher davon ausgegangen 
werden, dass allein von den Kürzungen in der Pflege, beim 
Kindersofortzuschlag, beim Unterhaltsvorschuss und beim BAföG, bei 
den Leistungen von besonderer armutspolitischer Bedeutung also, 
über 8 Millionen Menschen betroffen sein werden, fast 10 Prozent der 
Bevölkerung. 

Es sind ganz überwiegend Menschen, die an oder unter der 
Armutsgrenze oder der Sozialhilfeschwelle leben, die nicht über 
Finanzreserven verfügen und dabei in den letzten fünf Jahren eine 
Inflation von 24 Prozent und allein bei den Lebensmittelpreisen von 37 
Prozent zu verkraften hatten.

 (Ulrich Schneider, ehemaliger Hauptgeschäftsführer des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, 
Mitglied im Parteivorstand Die Linke)
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